
Niederschrift 
 
der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Zetel 
am Donnerstag, den 28.06.2007, um 19:00 Uhr im Schloss Neuenburg, Sitzungs-
saal. 
 
 
Anwesend:   
 
Bürgermeister 
Herr Heiner Lauxtermann  
1. stellv. Bürgermeister 
Herr Fred Gburreck  
2. stellv. Bürgermeister 
Herr Eckhard Lammers  
Ratsvorsitzender 
Herr Bernd Pauluschke  
stellv. Ratsvorsitzende 
Frau Heike Ahlborn  
Beigeordnete 
Herr Heiner Haesihus  
Herr Tim Kammer  
Herr Heinrich Meyer  
Herr Jürn Müller  
Frau Anke Thaden  
Ratsmitglieder 
Herr Frank Ahlrichs  
Herr Klaus Borchers  
Frau Anita Dierks  
Herr Bernd Fahrenhorst  
Herr Walter Genske  
Frau Gisela Grützner  
Herr Heiner Juilfs  
Herr Christian Keller  
Herr Ulf Lange  
Herr Ingo Logemann  
Herr Jörg Mondorf  
Herr Wolfgang Neumann  
Frau Angela Röbke  
Herr Fritz Schimmelpenning  
Herr Hans-Jürgen Tebben  
Frau Birgit Wascher  
Herr Wilhelm Wilken  
Von der Verwaltung 
Herr Bernd Hoinke  
Herr Detlef Kant als Protokollführer 



Herr Olaf Oetken  
Frau Sabine Ronken  
Herr Heinz Thormählen  
 
 
Entschuldigt fehlen: 
 
Ratsmitglieder 
Herr Hans Bitter  
Herr Simon Feyen  
 
 

Tagesordnung: 
 
 1.  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, der anwesenden 

Ratsmitglieder, der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung 
  
 2.  Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Rates der Gemeinde Zetel am 

26.04.2007 (öffentlicher Teil) 
  
 3.  Baugebiet "An ´n Swarten Pohl"; hier: Festsetzung der Grundstückspreise 

Vorlage: 029/2007 
  
 4.  3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 59 "Fasanenweg Süd"; hier: Außer-

planmäßige Ausgabe zur Gestaltung des neuen Spielplatzes 
Vorlage: 044/2007 

  
 5.  Überplanmäßige Ausgabe für die Gestaltung des Markthammgeländes 

Vorlage: 034/2007 
  
 6.  3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 49 "Gewerbegebiet Rossfelde"; 

Abwägung und Satzungsbeschluss 
Vorlage: 039/2007 

  
 7.  Antrag der CDU/BfB- Gruppe auf Einrichtung eines Seniorenbeirates in der Gemeinde 

Zetel vom 26.02.2007 (Verwaltungsausschuss am 05.06.2007, TOP 6) 
  
 8.  Bericht des Bürgermeisters über wichtige Gemeindeangelegenheiten und wichtige Be-

schlüsse des Verwaltungsausschusses 
  
 9.  Anfragen und Mitteilungen 
  
 
 



 
Protokoll: 
 
zu 1 Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung, der 

anwesenden Ratsmitglieder, der Beschlussfähigkeit und der Tagesord-
nung 

  
Protokoll: 
Ratsvorsitzender Pauluschke eröffnet die Sitzung des Rates um 19.00 
Uhr. Er stellt sodann die ordnungsgemäße Ladung, die anwesenden 
Ratsmitglieder, die Beschlussfähigkeit und die Tagesordnung fest. 
 

  
  
  
  
zu 2 Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Rates der Gemeinde 

Zetel am 26.04.2007 (öffentlicher Teil) 
  

Protokoll: 
Die Niederschrift wird bei einer Enthaltung genehmigt. 
 

  
  
  
  
zu 3 Baugebiet "An ´n Swarten Pohl"; hier: Festsetzung der Grundstückspreise

Vorlage: 029/2007 
  

 
 Beschluss: 

 
Der Rat der Gemeinde Zetel fasst einstimmig ohne Aussprache nachfol-
genden Beschluss:  
 
„Die Baugrundstücke im Baugebiet „An ´n Swarten Pohl“ werden zum 
Preis von  
49,-- € / m² incl. der Erschließungskosten und der Kosten für den An-
schluss an den Schmutzwasserkanal verkauft.  
Die Kosten der Vermessung sowie alle anfallenden Nebenkosten sind vom 
Käufer zu tragen.“ 
 
 

  
  
  
zu 4 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 59 "Fasanenweg 

Süd"; hier: Außerplanmäßige Ausgabe zur Gestaltung des neuen Spiel-
platzes 
Vorlage: 044/2007 



  
 

 Beschluss: 
 
Der Rat der Gemeinde Zetel fasst bei einer Gegenstimme nachfolgenden 
Beschluss: 
 
„Für das Anlegen eines neuen Spielplatzes am Fasanenweg genehmigt 
der Rat eine außerplanmäßige Ausgabe in Höhe von 23.000 €.“ 
 
 
 

  
  
  
zu 5 Überplanmäßige Ausgabe für die Gestaltung des Markthammgeländes 

Vorlage: 034/2007 
  

 
 Beschluss: 

 
Der Rat der Gemeinde Zetel fasst bei zwei Enthaltungen nachfolgenden 
Beschluss: 
 
„Der 1. Abschnitt zur Gestaltung des Markthammgeländes soll noch in die-
sem Jahr erfolgen. Hierfür werden Mittel in Höhe von 380.000 € benötigt. 
Diese werden gemäß § 89 der Niedersächsische Gemeindehaushaltsver-
ordnung (NGO) überplanmäßig bereitgestellt.“ 
 
 
 

  
  
  
zu 6 3. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 49 "Gewerbegebiet 

Rossfelde"; 
Abwägung und Satzungsbeschluss 
Vorlage: 039/2007 

  
 

 Beschluss: 
 
Der Rat der Gemeinde Zetel fasst einstimmig ohne Aussprache nachfol-
genden Beschluss:  
 
„Der Rat der Gemeinde Zetel wägt die während der Offenlegung nach § 3 
Abs. 2 BauGB und Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 2 BauGB ein-
gegangenen Anregungen und Bedenken wie in der Anlage zu dieser 
Drucksache dargestellt ab. 
 



Der Rat der Gemeinde Zetel beschließt die 3. vereinfachte Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 49 „Gewerbegebiet Rossfelde“, bestehend aus 
Planzeichnung und Begründung, als Satzung.“ 
 
 

  
  
  
zu 7 Antrag der CDU/BfB- Gruppe auf Einrichtung eines Seniorenbeirates in der 

Gemeinde Zetel vom 26.02.2007 (Verwaltungsausschuss am 05.06.2007, 
TOP 6) 

  
Protokoll: 
 
Beigeordneter Meyer führt aus, dass die Diskussionen im Rat bislang stets 
sachlicher und fairer Natur waren. Die Angriffe der CDU/BfB-Gruppe auf 
den Bürgermeister und einzelne Ratsmitglieder verurteilt er in diesem Zu-
sammenhang auf das Schärfste. Er betont, dass die Parteiinteressen bei 
der Ablehnung des von der CDU/BfB-Gruppe eingebrachten Antrages kei-
ne Rolle gespielt haben. Die Bildung von Fraktionen und Gruppen ist in der 
Niedersächsischen Gemeindeordnung gesetzlich verankert. Innerhalb der 
Fraktionen wurde der Antrag der CDU/BfB-Gruppe sehr ausführlich disku-
tiert. Damit ist aber auch erkennbar, dass diese Diskussion im politischen 
Raum erfolgte. Obwohl mit der UWG-Fraktion im Rat der Gemeinde Zetel 
keine gemeinsame Sitzung abgehalten wurde, kommen beide Fraktionen 
unabhängig voneinander zum gleichen Ergebnis. Den Stil der CDU/BfB-
Gruppe, den Antrag zunächst in der Presse bekannt zu geben, bevor die-
ser  förmlich in die Ausschüsse des Rates der Gemeinde Zetel eingebracht 
wurde, hält er für verfehlt. Auch die herabwürdigenden Parolen in diesem 
Zusammenhang sind kein angemessener demokratischer Stil. Ebenso rügt 
er die Äußerung der Gruppe, lediglich noch über die Ausgestaltung, nicht 
jedoch über die Einrichtung eines Seniorenbeirates beraten zu wollen. 
Dieser Stil zeigt nach seiner Auffassung wenig demokratisches Verständ-
nis. Er verweist in diesem Zusammenhang darauf, dass auch andere sozi-
ale Gruppen, wie z. B. die der Behinderten, die statistisch gesehen in der 
Gemeinde Zetel immerhin 10 % der Gesamtbevölkerung ausmachen 
müssten, nicht in Sonderbeiräten vertreten sind. 
Beigeordneter Kammer zeigt sich entsetzt über die Art und Weise, wie ü-
ber den Antrag der CDU/BfB-Gruppe in den Fraktionen und Ausschüssen 
des Gemeinderates diskutiert wurde. Eine Prüfung der Wahlprogramme 
der im Rat der Gemeinde Zetel vertretenen Parteien zeigt, dass sich alle 
für eine Stärkung der Seniorenarbeit ausgesprochen haben. So hat die 
SPD auf Kreisebene die Einrichtung eines Seniorenrates gefordert. Inner-
halb der Kommune soll ein Altenhilfeplan oder ein Seniorenwegweiser er-
arbeitet werden. Ein Seniorenbeirat würde diese Forderung beinhalten, nur 
das hier neben einer reinen schriftlichen Information tatsächlich Menschen 
hilfreich zur Seite stehen. Die FDP propagiert die Förderung eines Genera-
tionenübergreifenden Zusammenlebens, wie er weiter ausführt. Der Senio-
renbeirat könnte hierzu eine effektive Hilfestellung darstellen. Weiter führt 
er aus, dass die UWG in dem demographischen Wandel in der Bevölke-



rung eine neue Herausforderung sieht, der im Interesse der Senioren zu 
begegnen ist. Die UWG hat sich nach seiner Auffassung dafür ausgespro-
chen, die Fachkenntnisse der Senioren in den Räten und Ausschüssen zu 
nutzen. Dieses erfolgt jetzt offenbar nicht. Weiter rügt er die Aussage der 
Partei Bündnis 90/Grüne, wonach ein solcher Antrag unterstützt werden 
würde, wenn er denn aus der Mitte der Senioren direkt gekommen wäre. 
Es ist für ihn nicht nachvollziehbar, warum ein solcher Antrag keine Mehr-
heit findet, wenn er von der CDU direkt eingebracht wird. Zusammenfas-
send stellt er fest, dass die Wahlprogramme offensichtlich nicht eingehal-
ten werden. 
Ratsmitglied Keller führt deutlich aus, dass die politische Mehrheit fundiert 
begründet hat, aus welchen Gründen sie dem Antrag nicht folgen kann. Er 
selbst hat bereits in der Sitzung des Sozialausschusses ausführlich seine 
Meinung dazu dargelegt. Laut einer Pressemitteilung des Ratsmitgliedes 
Mondorf sollen die Senioren über den Beirat an politischem Gewicht ge-
winnen. Es ist nunmehr fraglich, warum nur diese eine Bevölkerungsgrup-
pe mehr politischen Einfluss erhalten soll als es anderen möglich ist. Er 
hält den Seniorenbeirat damit für den falschen Ort, um außerhalb des Ra-
tes der Gemeinde Zetel über die Unterstützung und Einbindung dieser 
Personengruppe zu diskutieren. Ein Mehrwert ist durch die Implementie-
rung des Seniorenbeirates durch Haushaltsmittel nicht erkennbar. Er wür-
digt die Arbeit, die von der Informations-, Anlauf- und Vermittlungsstelle 
(IAV) geleistet wird. Die Forderung zur Einrichtung eines Seniorenbeirates 
wäre in Kommunen gerechtfertigt, in denen eine der IAV-Stelle vergleich-
bare Einrichtung nicht vorhanden ist. In Zetel sind jedoch die Infrastruktu-
ren zur Förderung der Seniorenarbeit ausgeprägt und sollten durch die 
Einrichtung eines gesonderten Beirates nicht in Frage gestellt werden.  
Ratsmitglied Mondorf bedauert, dass die Einrichtung eines Seniorenbeira-
tes im Zuge der Diskussion in der Sache deutlich gelitten hat. Nach seiner 
Auffassung ist der Antrag nicht richtig verstanden worden. Er kann keine 
fundierte Begründung zur Ablehnung des Antrages erkennen. Er würdigt 
die Einrichtung des Besuchsdienstes der Sozialstation und andere Einrich-
tungen, die sich um Senioren bemühen. Ein dem Seniorenbeirat ver-
gleichbares Instrument ist jedoch in der Gemeinde Zetel nicht ansässig. 
Die CDU/BfB-Gruppe hat hier ein Konzept vorgelegt, das in ausführlicher 
Diskussion mit den im Rat vertretenen Parteien zu einem gemeinsamen 
Konsens zur Förderung der Seniorenarbeit geführt hätte. Im Vergleich zu 
den sonst anstehenden Ausgaben, wie sie im Haushaltsplan der Gemein-
de Zetel abzulesen sind, würden nur geringe Kosten zur Unterstützung 
dieser Arbeit entstehen. Auf die Ausführungen des Beigeordneten Meyer 
macht er deutlich, dass eine Verbindung der Senioren- und Behinderten-
arbeit im Zuge des einzurichtenden Rates denkbar gewesen wäre. Er ver-
misst die offensichtliche Bereitschaft der SPD/FDP-Gruppe sowie der 
UWG-Fraktion und des Mitgliedes des Bündnisses 90/Die Grünen zur ge-
meinsamen Erörterung des Konzeptes. Damit wird den Senioren, deren 
Anzahl am Gesamtbevölkerungswachstum eher zunehmen wird, eine 
Chance für die Etablierung genommen. Nach seiner Auffassung hätte die 
Einrichtung eines Seniorenbeirates in der Gemeinde Zetel bei dieser Al-
tersgruppe regen Zuspruch gefunden. Er kündigt an, dass die CDU/BfB-
Gruppe trotzdem versuchen wird, auf eine organisierte Unterstützung der 



Seniorenarbeit in Zetel hinzuwirken. Er betont aber, dass sich die CDU 
nach der Initiierung eines Beirates aus der Arbeit zurückziehen wird, um so 
die politische Neutralität dieser Arbeitsgruppe zu gewährleisten. 
Ratsmitglied Grützner betont ebenfalls, an den Strukturen der Gemeinde 
Zetel sei deutlich abzulesen, dass die Seniorenarbeit eine breite Unterstüt-
zung findet. Ein Seniorenbeirat ist aus diesem Grunde nicht erforderlich. 
Ergänzende Seniorenarbeit hingegen würde von ihr nicht abgelehnt wer-
den. Sie sperrt sich jedoch dagegen, einer speziellen Altersgruppe eine 
besondere Lobby einzurichten. Zur Umsetzung der Generationsübergrei-
fenden Arbeit muss in Zetel ein eigener Weg gefunden werden. Die Orga-
nisation hierfür ist wichtig, doch ist nach ihrer Auffassung die Einrichtung 
eines Seniorenbeirates nicht der richtige Weg.  
Beigeordneter Haesihus führt für die UWG-Fraktion aus, dass der Antrag 
am 26.02.2007 in die Sitzung des Sozialausschusses eingebracht wurde. 
Erst am 24.04. wurde ein entsprechendes Konzept nachgereicht. Er be-
dauert, dass dieses Konzept zunächst in der Presse vorgestellt und erst 
dann den Ratsmitgliedern bekannt wurde. Es ist das Recht der UWG-
Fraktion, sich dann ebenfalls mit ihrer Auffassung an die Presse zu wen-
den. Er rät, vor der Einbringung solcher Anträge, zunächst die Möglichkei-
ten zur Erzielung von Mehrheiten im Rat der Gemeinde Zetel auszuloten. 
Weiter sperrt er sich dagegen, in die Wahlaussagen der UWG-Fraktion 
Ziele hinein zu interpretieren, die dort tatsächlich nicht genannt sind bzw. 
vorhandene Ziele zu verdrehen. Die Seniorenarbeit soll nicht staatlich or-
ganisiert und reglementiert werden, sondern muss aus den Gruppen bzw. 
den Senioren selbst kommen. Dazu bildet die IAV-Stelle eine ausgezeich-
nete Basis, um entsprechende Kräfte zu bündeln. Nach einer persönlichen 
Befragung von Senioren würde sich der überwiegende Anteil dieses Per-
sonenkreises auch nach der Einrichtung eines Seniorenbeirates weiter an 
die IAV-Stelle wenden, um von dort Hilfe zu erhalten. Im Übrigen erinnert 
er an die Einrichtung des Altenbesuchsdienstes und die Altenarbeit in den 
zahlreichen Vereinen und Verbänden in der Gemeinde Zetel.  
Ratsmitglied Wilken führt aus, dass die Seniorenarbeit kein Thema für ihn 
gewesen wäre, wenn die Initiative von den Senioren selber ausgegangen 
wäre. Dies wäre dann der Fall, wenn sich die Senioren derzeit in der Ge-
meinde Zetel nicht artikulieren könnten. Da diese Personengruppe aber in 
Rat und Verwaltung stets ein offenes Ohr findet, ist der Beirat nach seiner 
Auffassung derzeit entbehrlich. Er spricht sich gegen eine Doppelstruktur 
eines Sonderbeirates neben dem Rat der Gemeinde Zetel aus. Auch die 
Ausführungen des Ratsmitgliedes Mondorf, das lediglich über die Ausges-
taltung, nicht aber über die Einrichtung eines Beirates, diskutiert werden 
sollte, hält er für keinen glücklichen politischen Umgangston.  
Beigeordneter Kammer erwidert auf die Ausführungen von Ratsmitglied 
Grützner, dass es wünschenswert wäre, wenn die Entwicklung der Senio-
renarbeit in der Gemeinde Zetel, soweit sie denn von anderen Parteien 
begrüßt würde, im Fachausschuss diskutiert werden würde. Weiter macht 
er deutlich, dass der Antrag im Sozialausschuss als zuständigen Fachaus-
schuss eingereicht worden ist. Die Entwicklung des Konzeptes sollte in 
breiter Zusammenarbeit im Rat der Gemeinde Zetel erfolgen. Auf Forde-
rung der Verwaltung wurde hierzu ein Diskussionspapier eingereicht. Es ist 
keinesfalls ein Beirat gewollt, welcher staatlich gelenkt wird. Lediglich die 



Initialzündung zur Einrichtung eines solchen Gremiums muss aus dem 
politischen Raum erfolgen. Auf die Ausführungen des Ratsmitgliedes Wil-
ken macht er deutlich, dass nicht bekannt ist, ob die Arbeit des Senioren-
beirates von dieser Altersgruppe tatsächlich nicht angenommen werden 
würde. Leider wird diese Chance vertan, weil der Antrag bereits im Vorfeld 
abgelehnt werden wird.  
Die Seniorenarbeit darf keinesfalls, wie Ratsmitglied Dierks deutlich macht, 
auf die Gruppe der Demenzkranker und ähnlicher älterer Mitbürger be-
schränkt werden. Sie führt aus, dass in vielen Vereinen eine angemessene 
Arbeit im Bereich älterer Mitglieder und Senioren geführt wird. Sie ruft da-
zu auf, dass sich die Gemeinde Zetel für die Zukunft fit macht, um den Le-
bensälteren ein angemessenes Mitwirken zu ermöglichen. 
Ratsmitglied Mondorf betont, dass die Ausführungen der CDU/BfB-Gruppe 
keinesfalls nur auf die Gruppe Demenzkranker oder anderer behinderter 
älterer Menschen beschränkt ist. Auch er weiß, dass die IAV-Stelle hervor-
ragende Arbeit leistet und betont nochmals, dass mit der Einrichtung eines 
Seniorenbeirates keine politische Gewichtung erzielt werden soll. Es wäre 
aber zu begrüßen, dass Mitglieder des Seniorenbeirates als beratende 
Kräfte zu Ausschusssitzungen geladen werden würden, wenn dort The-
men behandelt würden, welche die Senioren betreffen.  
Beigeordneter Meyer könnte sich andere Möglichkeiten zur Einbindung 
und Förderung der Seniorenarbeit vorstellen. Darüber wäre beizeiten ein 
Gespräch zu führen. Dieses Gesprächsangebot begrüßt Ratsmitglied 
Mondorf und betont nochmals, dass mit dem vorgelegten Konzept keine 
fertige Position der CDU/BfB-Gruppe verbunden ist, sondern dieses als 
Diskussionsgrundlage zu verstehen ist. Er ist sich sicher, dass im Zuge 
ausführlicher Beratungen ein Konsens zu erwarten gewesen wäre. Er wie-
derholt, dass mittelfristig eine Veranstaltung für die Senioren zur Einrich-
tung eines Selbstverwaltungsgremiums unter Einbindung von Moderatoren 
stattfinden wird. Er begrüßt aber auch, dass das Gesprächsangebot einer 
Annäherung in der Förderung der Seniorenarbeit darstellt.  
 
Für die CDU/BfB-Gruppe beantragt Beigeordneter Kammer eine geheime 
Abstimmung zu diesem Tagesordnungspunkt. 
 
Ratsvorsitzender Pauluschke übergibt den Vorsitz an die stellvertretende 
Ratsvorsitzende Ahlborn. Er führt sodann aus, dass nicht deutlich wird, ob 
über den Antrag der CDU/BfB-Gruppe oder über die Wege, die dieser An-
trag bislang genommen hat, diskutiert wurde. Nach seiner Auffassung sind 
hierzu grundlegende Unterschiede zwischen CDU und SPD zu erkennen. 
Die Einrichtung von Seniorenbeiräten innerhalb des Kreisgebietes ist nicht 
nur einer Partei zuzurechnen, sondern geht je nach lokalen Bedürfnissen 
quer durch alle politischen Gruppierungen. Der Seniorenwegweiser als 
schriftliches Informationsinstrument hat mit dem Antrag der CDU/BfB-
Gruppe nichts gemein. Im Rahmen der Diskussion wurden ausschließlich 
die vorhandenen Strukturen in der Gemeinde Zetel mit dem Antrag der 
CDU/BfB-Gruppe abgeglichen. Dabei wurde festgestellt, dass in Zetel be-
reits ein ausgeklügeltes Netz zur Unterstützung der Seniorenarbeit vor-
handen ist, wie es sich in den Vereinen und Gruppen, dem Altenbesuchs-
dienst aber auch der kostenlosen Rentenberatung und dem Hospizdienst 



zeigt. Damit sind alle notwendigen Sparten und Interessen der Senioren-
gruppen abgedeckt. Ein Gremium neben den Einrichtungen von Verwal-
tungsausschuss und Rat in der Gemeinde Zetel hält er für unnötig. Die 
aufzuwendenden Finanzmittel hingegen sind kein Argument gegen den 
Antrag der CDU/BfB-Gruppe gewesen. Er erinnert in diesem Zusammen-
hang daran, dass aufgrund angespannter Haushaltslagen in den vergan-
genen Jahren die freiwilligen Leistungen überprüft werden mussten. Dabei 
ist es stets Konsens gewesen, die Mittel zur Unterstützung der Senioren-
arbeit in der Gemeinde Zetel nicht zu kürzen. Er mahnt an, dass die de-
mokratischen Regeln es erfordern, sich nach dem Einbringen eines Antra-
ges und der anschließenden Diskussion, dem mit Mehrheit gefassten Be-
schluss zu beugen. Die Ablehnung der Einrichtung eines Seniorenbeirates 
bedeutet nicht gleichzeitig auch, dass nicht über die Seniorenarbeit und 
deren Gestaltung insgesamt verhandelt werden soll.  
 
Ratsvorsitzender Pauluschke stellt nach der erneuten Aufnahme des Vor-
sitzes fest, dass der Antrag des Beigeordneten Kammer auf geheime Ab-
stimmung von 10 Ratsmitgliedern unterstützt wird. Damit ist die notwendi-
ge Mehrheit von einem Drittel der anwesenden Ratsmitglieder vorhanden. 
 
Der Rat der Gemeinde Zetel bestimmt die Ratsmitglieder Fahrenhorst und 
Grützner zu Stimmenzählern und führt die geheime Abstimmung durch.  
 
Ratsvorsitzende Pauluschke stellt fest, dass 10 Ratsmitglieder der Einrich-
tung eines Seniorenbeirates zustimmen, diese jedoch von 17 Ratsmitglie-
dern abgelehnt wird. 
Stimmenthaltungen sind nicht zu verzeichnen. 
 
Der Antrag der CDU/BfB-Gruppe auf Einrichtung eines Seniorenbeirates in 
der Gemeinde Zetel ist damit abgelehnt. 
 

  
  
  
  
zu 8 Bericht des Bürgermeisters über wichtige Gemeindeangelegenheiten und 

wichtige Beschlüsse des Verwaltungsausschusses 
  

Protokoll: 
 
1. Bürgermeister Lauxtermann teilt mit, dass eine Kooperationsvereinba-

rung zwischen dem Landkreis Friesland als Träger der „Jugendwerk-
statt Süd“, der Stadt Varel, der Gemeinde Zetel, der Gemeinde Bock-
horn sowie der Volkshochschule und Musikschule Friesland/Wittmund 
gGmbH über die Errichtung und den Betrieb der „Jugendwerkstatt Süd“ 
abgeschlossen wurde. Damit besteht die Chance zur Sicherung der 
Jugendarbeit im Meinenhof bis zum Jahr 2013. Er hält ein Angebot zur 
Beschäftigung arbeitsloser Jugendlicher vor Ort für unbedingt notwen-
dig. Außerdem erlaubt die Fortführung der Arbeit in der Werkstatt einen 
direkten Zugriff. Die sozialpädagogische Betreuung wird im Rahmen 



des neuen Konzeptes verbessert werden.  
 

  
  
  
  
zu 9 Anfragen und Mitteilungen 
  

Protokoll: 
 
1. Auf Anfrage des Ratsmitgliedes Ahlrichs erläutert Bürgermeister Laux-

termann, dass mit dem Zeteler Markt 2007 die Kontrollen der Jugendli-
chen hinsichtlich des Mitführens und Genusses von alkoholischen Ge-
tränken aufgenommen wird. Diese Kontrollen sind in Zusammenarbeit 
mit dem Jugendamt und der Polizei durchzuführen. Diese beiden Ein-
richtungen haben inzwischen erste Erfahrungen während der Durchfüh-
rung des Kramermarktes in Schortens sammeln können. Bürgermeister 
Lauxtermann hält Kontrollen am Marktsamstag ebenso für erforderlich 
wie am Marktmittwoch. Auch bei anderen Veranstaltungen sollten künf-
tig Kontrollen durchgeführt werden. 

 
2. Auf die Anfrage des Ratsmitgliedes Lange zur Gestaltung des Pausen-

hofes bei der Haupt- und Realschule in Zetel erläutert 1. Gemeinderat 
Hoinke, dass sich hierzu eine Arbeitsgruppe gebildet hat. Zunächst 
sind jedoch die baulichen Unterhaltungsmaßnahmen abzuschließen. 
Erst danach kann eine Finanzierung anstehender Gestaltungsmaß-
nahmen in Betracht kommen. Er weiß, dass ein Antrag zur Förderung 
der Schulhofgestaltung aus Bingo-Lotto Mitteln gestellt werden soll. 

 
3. Ratsmitglied Genske weist darauf hin, dass durch den Abbruch des 

Wohnhauses in der Bahnhofstraße neben dem Geschäft Meynen eine 
Gefahrenstelle entstanden ist, welche mittels eines Bauzaunes abzusi-
chern ist. 

 
4. 1. stellv. Bürgermeister Gburreck teilt mit, dass eine 12. Klasse des 

Wirtschaftsgymnasiums Varel im Schloss Neuenburg jüngst eine Prä-
sentation vorstellte. Eine Gruppe hat sich dabei mit den Schülern und 
Jugendlichen der Gemeinden Zetel und Winschoten befasst und diese 
nach den konkreten Vorstellungen zur Verbesserung der Jugendarbeit 
befragt. Die Vorstellung wurde sehr professionell durchgeführt. Er regt 
an, dass sich der Jugend-, Sport- und Kulturausschuss mit den Ergeb-
nissen der Präsentation befassen sollte. 

 
 
 

  
  
  
  
 



 
 
 
 
 
 
      Lauxtermann 
 Protokollführer     Bürgermeister 
 
 


